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Präsidentinnen und Präsidenten,  

Hauptgeschäftsführerinnen und Hauptgeschäftsführer 

der Handwerkskammern,  

der Zentralfachverbände,  

der Regionalen Handwerkskammertage,  

der Regionalen Vereinigungen der Landesverbände, 

der Landeshandwerksvertretungen,  

der wirtschaftlichen und sonstigen Einrichtungen des Handwerks  

 

nachrichtlich: 

Mitglieder des ZDH-Präsidiums,  

Mitglieder des DHKT-Vorstandes, 

Mitglieder des UDH-Vorstandes 

 

 

 
Beschluss der Mindestlohnkommission 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
die Mindestlohnkommission hat sich heute nach schwierigen Beratungen auf Anpassungs-

schritte des gesetzlichen Mindestlohns geeinigt. Sie schlägt der Bundesregierung die Anhe-

bung des Mindestlohns auf 13,90 Euro zum 1. Januar 2026 und auf 14,60 Euro zum  

1. Januar 2027 vor. Der Beschluss mit seiner Begründung ist als Anlage beigefügt. 

 

Vor dem Hintergrund der anhaltenden Diskussionen der letzten Wochen und Monate 

möchten wir diese Entscheidung handwerkspolitisch einordnen: 

 

Dass mit Mindestlohnversprechungen Wahlkampf gemacht wird, gehört leider schon länger 

zur Realität. Nie zuvor seit Einführung des gesetzlichen Mindestlohns vor zehn Jahren ist je-

doch so unverhohlen versucht worden, politischen Druck auf die unabhängige Mindestlohn-

kommission auszuüben.  

 

mailto:handwerkspolitik@zdh.de


 

Seite 2 von 3 

Wunschvorstellungen haben nicht nur Eingang in die Koalitionsvereinbarung von CDU, CSU 

und SPD gefunden. Mitglieder der neuen Bundesregierung haben auch öffentlich mit ge-

setzlichen Maßnahmen gedroht, wenn die Kommission diesen Wünschen nicht folgt. Solche 

Versuche, die Unabhängigkeit der Kommission zu beschädigen, missbilligen wir entschie-

den. Sie müssen künftig unterbleiben. 

 

Wir begrüßen, dass sich die Kommission mit ihrer einstimmigen Entscheidung jeder politi-

schen Instrumentalisierung widersetzt und damit ein starkes Signal verantwortungsbewuss-

ter Sozialpartnerschaft gesetzt hat. 

 

Mit der gemeinsamen Zustimmung von Arbeitgeber- und Gewerkschaftsvertretern zum 

Vermittlungsvorschlag der Vorsitzenden ist die Mindestlohnkommission ihrem gesetzlichen 

Auftrag einer Gesamtabwägung verantwortungsvoll nachgekommen und hat dabei Arbeit-

nehmerbelange, Wettbewerbsbedingungen und Beschäftigungsaspekte gleichermaßen be-

rücksichtigt. Durch zwei Anpassungsschritte trägt sie der aktuell schwierigen wirtschaftli-

chen Situation Rechnung. 

 

Den Arbeitgebervertretern ist bewusst, dass die Anhebung des Mindestlohns gleichwohl  

Unternehmen vor deutliche Herausforderungen stellen wird. Dies gilt besonders in struk-

turschwachen Regionen sowie in Branchen mit starkem Verlagerungs- oder Kostendruck.  

Seit der gesetzlichen Anhebung des Mindestlohns auf 12 Euro im Jahr 2022 kommt es zu-

dem vermehrt zur Verdrängung von Tarifverträgen und einem Druck auf untere Lohngitter. 

Diese negativen Folgen zeigen aber vor allem die Gefahren wahltaktisch motivierter staatli-

cher  Mindestlohnfestsetzung, die beim Scheitern einer Kommissions-Einigung dauerhaft 

gedroht hätte. 

 

Politische Forderungen nach einem Mindestlohnniveau von mindestens 15 Euro bereits im 

kommenden Jahr entbehren jeder wirtschaftlichen Realität. Dass die Mindestlohnkommis-

sion einem solchen Ansinnen eine deutliche Absage erteilt hat und zugleich ein staatliches 

Mindestlohndiktat verhindert werden konnte, werten wir als einen wichtigen handwerks-

politischen Erfolg, der auch die gelebte Sozialpartnerschaft im Handwerk stärkt. 

 



 

Seite 3 von 3 

Damit der Mindestlohn nicht zur Belastungsprobe für Betriebe und Beschäftigte wird, muss 

jetzt auch Politik ihrer Verantwortung gerecht werden. Mehr denn je bleibt nun die neue 

Bundesregierung gefordert, durch konsequente Wachstumsimpulse, Strukturreformen so-

wie eine spürbare Senkung bei Steuern, Sozialabgaben und Energiekosten Betriebe wie Be-

schäftigte gezielt zu entlasten, sonst droht gerade auch dem lohnintensiven Handwerk lang-

fristig eine strukturelle Überforderung.  

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

 

 
Jörg Dittrich    Holger Schwannecke 

Präsident    Generalsekretär 

 


